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Unsägliche Slalomfahrt
der Schwyzer Regierung
Zur Steuergesetzrevision

Steuergeschenke und immer höhere
NFA-Zahlungen haben dazu geführt, dass
die Schwyzer Staatsrechnung in den
letzten Jahren grosse Defizite erwirt-
schaftete und das einst stolze Vermögen
von über 500 Mio. Franken nun fast
aufgebraucht ist. Mit der vorliegenden
Steuergesetzrevision möchte die Regie-
rung die Finanzenwieder ins Lot bringen
und schlägt dafür den abruptenWechsel
des Steuersystems hin zur sogenannten
Flat Rate Tax vor. Vom System her wäre
eine Flat Rate Tax einfach: ein Steuersatz
für alle, unabhängig vom Einkommen.
Da eine solche Steuer klar gegen die
Bundesverfassung Art. 127 Abs. 3 ver-
stösst, wurde sie auf vielerlei Art und
Weise verwässert und angepasst. Die
jetzt zur Abstimmung vorgelegte Steuer-
revision ist also keineswegs einfacher
und übersichtlicher. Es gibt unterschied-
liche Prozentsätze und diverse Abzugs-
und Ausnahmemöglichkeiten, um die
Vorlagemöglichst vielen schmackhaft zu
machen. Dies gilt jedoch nicht für den
Mittelstand. Diese müssten die Zeche
des Sanierungsbedarfs zahlen, weil sie
mit der Flat Rate Tax deutlich höhere
Steuern als bisher bezahlen würden. Für
Gewerbetreibende und Landwirte wird
der Aufschlag zur Vermögenssteuer noch

zusätzlich zu Buche schlagen. Ebenso
würden alle, die in die 2. oder 3. Säule
einbezahlt haben, bei einer Auszahlung
ihr blaues Wunder erleben: Keinere
Kapitalleistungen werden bis zu dreimal
so hoch besteuert als bis anhin. Für
mich ist die Flat Rate Tax also «flätt lätz».
Sie passt nicht zu unserem Kanton, ist
ein reines Flickwerk, entlastet einmal
mehr die Höchstverdienenden und
bringt grosse Geldumverteilungen inner-
halb der Gemeinden. Ausserdem haben
wir erst vor knapp zwei Jahren einer
Steuergesetzrevision zugestimmt und
einen neuen Kantonstarif eingeführt,
welcher 2015 wesentlich zur Stabilisie-
rung des Kantonshaushaltes beigetragen
hat. Ich bin überzeugt, dass man mit
dem jetzt geltenden Steuersystem viel
besser auf die grossen Einkommens-
unterschiede in unserem Kanton ein-
gehen kann. Und sobald eine erste
Auswertung vorliegt, kann dieses Steuer-
system besser justiert werden als jede
Flat Rate Tax.
Wenn Sie auch derMeinung sind, dass

einer, dermehr verdient, prozentual auch
mehr Steuer bezahlen soll, dann können
Sie nur gegen die Flat Rate Tax sein. Ich
bitte Sie deshalb um einNein zur Steuer-
gesetzrevision.

MARKUS BETSCHART, KANTONSRAT CVP,
MUOTATHAL

Überhastet und
nicht abgestützt
Zur Steuergesetzrevision

Mittlerweile pfeifen es die Spatzen
von den Dächern: Die Steuergesetzre-
vision-Abstimmung ist überhastet und
sachlich nicht abgestützt. Nicht umsonst
hat die Vorlage schon im Kantonsrat
beinahe Schiffbruch erlitten. Per
1. Januar 2015 ist die letzte Steuergesetz-
revision in Kraft getreten. Deren Aus-
wirkungen sind wegen der kurzen Zeit-
spanne noch nicht bekannt. Die aktu-
elle Steuergesetzrevision beruht also auf
Daten, die noch gar nicht vorhanden
sind. Neueste Verlautbarungen, auch
aus der obersten Einkommensklasse,
bezweifeln sowohl Zeitpunkt als auch
Qualität der Vorlage. Obendrein würde
bei Annahme der Vorlage noch schnell
ein komplett neues Steuersystem (Flat
Rate Tax) eingeführt. Die von den Be-
fürwortern hochgepriesene «Vereinfa-
chung» möchte ich erst noch sehen, sie
ist nämlich nirgends näher belegt. Vor
allem aber ist die Vorlage wegen ihrer
Unausgewogenheit abzulehnen. Sie
bringt nämlich im Wesentlichen eine
erhebliche Mehrbelastung des Mittel-
standes. Der damit einhergehende Ver-
lust von Kaufkraft würde sich primär
auf die lokale und regionale Wirtschaft
auswirken.
All diese Indizien sprechen klar für

ein Nein. Besser eine auf klaren Grund-
lagen basierende Steuergesetzrevision
als ein unausgegorener Schnellschuss
mit unabsehbaren Folgen.

PETER STEINEGGER, KANTONSRAT CVP,
SCHWYZ Nein zum

«grünen Zwang»
Zur Initiative «Grüne Wirtschaft»

Als Vater eines 1½-jährigen Sohnes
will auch ich, dass mein Sohn in 20
Jahren in einer intakten ökologischen
Umwelt aufwachsen kann, und sehe die
Anliegen in nachhaltige Produktion und
Reduktion unseres Verschleisses. Aller-
dings will ich auch, dass mein Sohn in
einer intakten Schweiz mit Arbeitsplät-
zen und einem gewissenMass anWohl-
stand aufwachsen kann. Mit dem «grü-
nen Zwang» isolieren wir die Schweiz
in Europa und der ganzen Welt und
schwächen unsere ohnehin schwierige
Position im wirtschaftlichen Wettbe-
werb in nicht verkraftbaremMasse. Nur
mit ökologischer Innovationstechnik
allein können wir auch in 20 Jahren
nicht leben. Es braucht Ziele für unse-
re Umwelt, aber nicht dermassen radi-
kale und wirtschaftsschädigende. Zu-
dem müssen solche Ziele im Einklang
mit den Zielen der EU und den übrigen
Staaten stehen. Darum ein klares Nein
zum «grünen Zwang».

MATTHIAS KESSLER, KANTONSRAT CVP,
BRUNNEN

Realitätsfremde
Forderungen
Zur Initiative «Für eine flächen
deckende Präsenz der Schwyzer
Kantonalbank»

Die Initianten des Komitees «Rettet
die SZKB-Filialen» verlangen sieben
neue Bankfilialen im Kanton Schwyz.
Sie sprechen von willkürlichen Schlies-
sungen von Filialen. Fakt ist jedoch,
dass Filialen immer weniger gefragt
sind. Stattdessen investiert die SZKB
richtigerweise in zeitgemässe Kunden-
betreuung auf elektronischen Kanälen.
Filialen, die nicht rentieren, aufrecht-
zuerhalten, wäre eine Frechheit gegen-
über dem Steuerzahler.
Willkürlich kommt lediglich die

Grenze von 2500 Einwohnern für eine
Filiale daher, wie sie die Initiative ver-
langt. Die Vorstellung, die Kantonal-
bank müsse mehr Standorte für per-
sönliche Kundenkontakte aufbauen, ist
schlicht realitätsfremd. Wir schreiben
das Jahr 2016, gewisse Dienstleistun-
gen können uns durch die Digitalisie-
rung im Alltag vieles erleichtern.
Lassen wir die Kantonalbank kon-

kurrenzfähig bleiben, und erfreuen wir
uns der Modernisierung, statt sie ein-
fach kategorisch abzulehnen. Nein zu
dieser realitätsfremden Initiative.

DOMINIK BLUNSCHY,
KANTONSRAT CVP,

SCHWYZ

Wirtschaftlicher
Unsinn
Zur KantonalbankInitiative

Unsere Schwyzer Kantonalbank stellt
täglich ihre Kundennähe unter Beweis
und schafft damit Vertrauen. Sie ist auf
dem richtigen Weg. Dies zeigt sich an
ihrer eindrücklichen Erfolgsgeschichte
der letzten Jahre. Es ist wirtschaftlicher
Unsinn, von der Bank nun mit gesetz-
lichen Vorgaben die Schaffung von
unrentablen Zweigstellen zu verlangen.
Überlassen wir es den Verantwortlichen
der Bank, zu entscheiden, was für ihr
Bankengeschäft und für die Erhaltung
der Kundennähe das Richtige ist.
Das Kantonalbankpersonal überzeugt

mich regelmässig mit guter Dienstleis-
tung. Dies soll so bleiben. Deshalb sage
ich Nein zur Volksinitiative «Für eine
flächendeckende Präsenz der Schwyzer
Kantonalbank».
MARKUS MING, KANTONSRAT GLP, STEINEN

Umwas geht es
eigentlich?
Zur Steuergesetzrevision

Der Schwyzer Finanzhaushalt ist in
Schieflage geraten. Und als ob der Rest
der Schweiz darauf gewartet hat, ist
der hämische Kommentar in den na-
tionalen Zeitungen nicht zu überhören.
Anstatt aber in einem solchen Mo-

ment als Kanton zusammenzuhalten
und die Regierung in ihrem Bestreben
zu unterstützen, eine moderne und
vollumfängliche Lösung für die Prob-
leme zu finden, wird seit Monaten in
den Leserbriefspalten und in Publire-
portagen gegen das neue Steuergesetz
von verschiedenen Seiten geschossen.
Ich verstehe das nicht. Um was geht
es eigentlich? Es geht doch darum,
dass wir in der Politik immer wieder
hart um Lösungen ringen müssen und
dass der am Ende hart errungene
Kompromiss von allen getragen wird.
Eine typisch schweizerische Haltung
also.
Und offenbar auch eine typisch

schwyzerische, denn das neue Gesetz
ist ein Kompromiss. Deshalb sollten
wir uns hier nicht mit Grabenkämpfen
aufhalten, sondern stolz darauf sein,
dass wir das zustande gebracht haben.
Ich stimme Ja zum neuen Steuergesetz.

STEFAN CHRISTEN, KANTONSRAT FDP,
KÜSSNACHT

Befürworter und Gegner der Steuergesetzrevision werben
um die Zustimmung oder Ablehnung der Flat Rate Tax.

Bild Ruggero Vercellone

Jetzt auch noch in der Schule?
Die sitzen doch zu Hause schon

genug vor dem Bildschirm!», wer-
den einige denken, wenn sie von der
Einführung des Fachs «Medien und

Informatik» in der Volksschule oder der
Ausstattung aller Schülerinnen und
Schüler des Bezirks Schwyzmit persön-
lichen Tablets hören. Damit liegen sie
gar nicht so falsch. Tatsächlich ver-
bringen Kinder und Jugendliche ausser-
halb der Schule viel Zeit mit digitalen
Medien – das belegen zahlreiche Stu-
dien und die Erfahrung vieler Eltern.
Dies spricht jedoch nicht dagegen, dass
digitale Medien auch ihren Platz in der
Schule erhalten – im Gegenteil. Die
Allgegenwärtigkeit digitaler Medien so-
wohl im Berufs- als auch im Privatleben
zeigt, wie wichtig dieserThemenbereich
geworden ist.

Autofahren lässt sich als isolierte
Fertigkeit innert kurzer Zeit gut

ausserhalb der Schule erlernen. Die

Bedienung eines Autos hat sich in den
letzten 50 Jahren nicht gross verändert,
und mit Autos kann man primär eines:
fahren. DigitaleMedien, also Computer,
Tablets, Smartphones etc. sind dagegen
Universalwerkzeuge, deren Möglich-
keiten laufend zunehmen. Im Gegen-
satz zum Auto genügt es nicht zu

wissen, auf welches Pedalman drücken
muss. Kinder und Jugendliche benöti-
gen ein vertieftes Verständnis der digi-
talen Welt, um sich mündig in ihr
bewegen zu können.

Hier kann nur die Schule die Chan-
cengerechtigkeit gewährleisten.

Wo, wenn nicht in der Schule, sollen
Kinder und Jugendliche lernen, mit
digitalen Medien vernünftig umzuge-
hen? Nur in der Schule werden alle
Schülerinnen und Schüler erreicht,
unabhängig von denMöglichkeiten der
Eltern, die erforderlicheMedienbildung
zu übernehmen. So hat sich die Stim-
mung an Elternabenden in den letzten
Jahren stark gewandelt. Die meisten
Eltern begrüssen es heute sehr, wenn
sie bei der anspruchsvollen Aufgabe
unterstützt werden, einen mündigen

und kritischen Umgang mit Medien zu
vermitteln. Die Schule kann auch ein
differenzierteres Bild von digitalen Me-
dien vermitteln. Während diese im
privaten Umfeld vorwiegend als Unter-
haltungsgeräte wahrgenommen wer-
den, kann die Schule dazu beitragen,
die Geräte auch als Werkzeug zum
Lernen und Arbeiten zu sehen und zu
verwenden. Die langjährigen Erfahrun-
gen an der Projektschule Goldau zeigen,
dass dies kein praxisferner Wunsch-
traum, sondern eine durchaus realisti-
sche Folge des gezielten Computerein-
satzes an der Schule sein kann.

Die sitzen doch zu Hause schon
genug vor dem Bildschirm!», ist

auch verbunden mit dem Vorurteil,
dass Schülerinnen und Schüler dau-
ernd vor digitalen Geräten sitzen wür-
den, sobald diese in der Schule verfüg-
bar sind. Auch da sprechen die Erfah-
rungen der Projektschule Goldau eine
andere Sprache. Etwa 10 bis 15 Prozent
der Unterrichtszeit arbeiten die Schü-
lerinnen und Schüler mit den jederzeit
verfügbaren, persönlichen Digitalgerä-
ten. Weder der Sportunterricht, die
Schulreisen noch die allgemeine Be-
wegung haben deswegen in der Projekt-
schule Goldau abgenommen. Eigent-
lich nicht verwunderlich: Niemand
würde erwarten, dass die Wandtafel
dauernd genutzt wird, nur weil sie im

Schulzimmer hängt. Genutzt wird sie,
wenn es didaktisch sinnvoll ist. Bei den
digitalen Geräten müssen wir uns eine
ähnliche Gelassenheit erst angewöh-
nen. Auch der erste Zwischenbericht
einer mehrjährigen Tabletstudie der
Pädagogischen Hochschule Schwyz
kann vielleicht die Gemüter etwas be-
ruhigen. Es hat sich gezeigt, dass Schü-
lerinnen und Schüler, die in der Schu-
le über ein persönliches Tablet verfü-
gen, deswegen zu Hause nicht häufiger
Computerspiele spielen.

Die Zeit des «entweder – oder» ist
bei digitalen Medien in der Schu-

le definitiv vorbei. Es geht um ein
sinnvolles «sowohl – als auch». Die
Schule steht vor der dreifachenHeraus-
forderung, mit, über und trotz digitaler
Medien zu unterrichten. Ich freuemich
darauf, auch die diese Woche eingetre-
tenen Erstsemestrigen an der Pädago-
gischen Hochschule Schwyz auf diese
anspruchsvolle Aufgabe vorzubereiten!

Dr. Beat Döbeli Honegger ist Professor für
Informatik- und Mediendidaktik an der
Pädagogischen Hochschule Schwyz in Goldau. Im
März dieses Jahres ist sein Buch «Mehr als 0 und
1 – Schule in einer digitalisierten Welt» im
hep-Verlag erschienen.
red. Im «Bote»-Forum schreiben regelmässig
prominente Schwyzer. Sie sind in der Themen-
wahl frei und schreiben autonom. Der Inhalt des
«Bote»-Forums kann, aber muss sich nicht mit
der Redaktionshaltung decken.

Beat Döbeli

FORUM

BAUGESUCHE

a) innerhalb der Bauzonen
Arth
Bauherrschaft: Gemeinde Arth, Abteilung
Bau-Planung, Rathausplatz 6, 6415 Arth;
Projekt: BG Ingenieure und Berater AG,
Bahnhofstrasse 53, 6430 Schwyz; Grund-
eigentümerin: Schweizerische Bundesbah-
nen SBB, Frohburgstrasse 10, 4601 Olten.
Bauobjekt: Regenwasserleitung, Güter-
strasse bis Ottenbach, Goldau, KTN 715,
717 und 900, Koordinaten 684 645/211405
bis 685 125/211 380 (Bauvorhaben liegt
teilweise ausserhalb der Bauzone).

Muotathal
Bauherrschaft: Philipp Schelbert, Haupt-
strasse 172, 6436 Muotathal; Projekt: Suter
Projekt AG, Josef Suter, Holzstrasse 1, 6436
Muotathal. Bauobjekt: Sanierung und An-
bau Wohnhaus, Hauptstrasse 172, Muota-
thal, KTN 91 und 92, Koordinaten 701501/
203 251.

Bauherrschaft: Sandra Konkel, Mühlestu-
den 6, 6436 Muotathal, und Bruno Schel-
bert, Mühlestuden 6, 6436 Muotathal;
Projekt: Suterholz, Ruedi Suter, Hesigen,
6436 Ried-Muotathal. Bauobjekt: Abbruch
und Wiederaufbau Wohn- und Gewerbe-
haus, Mühlestuden 6, Ried-Muotathal, KTN
954, Koordinaten 696 270/204 965.

Steinen
Bauherrschaft: Späni Zentrale Haustechnik
AG, Bahnhofstrasse 32, 6422 Steinen; Pro-
jekt: Architekturbüro J. Pfyl’s Söhne GmbH,
Dammstrasse 2, 6438 Ibach; Grundeigen-
tümer: Edgar Späni, Mütschenen, 6438 Ill-
gau. Bauobjekt: Umbau und Nutzungsän-
derung Gewerbegebäude, Wohnen im
Dachgeschoss, Bahnhofstrasse 32, Steinen,
KTN 273, Koordinaten 688745/211579.


